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Christiane Bosch

Energiestandort Lubmin will auf Nummer sicher gehen

Verschärfte Vorkehrungen im Hafen nach Angriffen auf kritische Infrastruktur

Nach mutmaßlichen Angriffen auf die kritische Infra-
struktur in der Ostsee und in Deutschland prüfen die
Initiatoren eines geplanten Flüssigerdgas-Terminals
in Lubmin mögliche Auswirkungen. „Wir haben die-
se Entwicklungen selbstverständlich aufmerksam ver-
folgt“, teilte die Deutsche Regas auf Anfrage mit. Man
prüfe potenzielle Auswirkungen auf das Projekt und
stehe seit Wochen zum Thema Sicherheit mit Behör-
den in engem Kontakt. Details könne man nicht nen-
nen.

Schon vor den mutmaßlichen Sabotageakten an den
Ostsee-Pipelines Nord Stream 1 und 2 sowie an der
deutschen Bahninfrastruktur hat der Industriehafen
in Lubmin nach eigenen Angaben die Sicherheits-
maßnahmen verschärft. Die Vorkehrungen seien be-
reits seit Februar schrittweise erhöht worden, sagte
der Lubminer Bürgermeister Axel Vogt (parteilos), der
auch den zuständigen Zweckverband leitet. „Weitere
Maßnahmen sind in der Vorbereitung.“ Das betreffe
etwa den südlichen Hafenbereich. Der Zaun des Be-
triebsgeländes solle dort erweitert und Straßen für
die Öffentlichkeit gesperrt und bewacht werden. Man
stimme sich auch mit der Deutschen Regas ab.

Bundes- und Landesregierung planen im Nordosten
einen Ausbau der Energieinfrastruktur etwa im Be-
reich Flüssigerdgas (LNG), Wasserstoff oder Windkraft.
Das Schweriner Wirtschaftsministerium wird nach ei-
genen Angaben bei Genehmigungsverfahren nach
den Vorfällen der vergangenen Zeit aber keine zusätz-
lichen Anforderungen stellen. „Dabei handelt es sich
umFragen der Gefahrenabwehr, die von entsprechen-
den polizeilichen Stellen des Bundes und/oder der
Länder in das Verfahren eingebracht werden müss-
ten.“ Eine Kompetenz der Genehmigungsbehörden
selbst gebe es hierfür nicht.

In einer gemeinsamen Antwort vom Wirtschafts- und
Innenministerium heißt es, Anordnungen zum Schutz
vor unrechtmäßigen Eingriffen Dritter in entsprechen-
de Anlagen seien nicht im Genehmigungsverfahren
vorgesehen. Stattdessen wird etwa auf polizeiliche Si-
cherheitszonen für Offshore-Anlagen hingewiesen.

Lubmin in Vorpommern verfügt bereits jetzt über
mehrere Anlagen der kritischen Infrastruktur: Hier en-
den die beiden von Russland durch die Ostsee verlau-
fenden Gaspipelines Nord Stream 1 und 2. Beide sind
durch mutmaßliche Angriffe in der Ostsee beschädigt
worden. Vor Ort befindet sich auch ein Umspannwerk,
an dasOffshore-Windparks per Seekabel angebunden
sind. Nebenan steht ein Zwischenlager für radioakti-
ven Abfall und ein im Rückbau befindliches Kernkraft-
werk.

Das für das Kernkraftwerk und Zwischenlager zustän-
dige Unternehmen EWN teilte mit, man habe sich
selbstverständlich vorsorglich mit verschiedenen Ge-
fährdungslagen auseinandergesetzt. Gascade, der Be-
treiber der umfangreichen Gasleitungsinfrastruktur in
unmittelbarer Nachbarschaft zum Hafen schrieb, die
Anlagen würden das ganze Jahr und 24 Stunden pro
Tag von einemWachschutzdienst überwacht. „Wir ste-
hen in engem Kontakt mit der Polizei, die gegebenen-
falls sofort kommt, kontrolliert und eingreifen kann.“

Das Schweriner Innenministerium hat nach eigenen
Angaben keine Hinweise auf eine zusätzliche Gefähr-
dung kritischer Infrastrukturen in MV. Die Polizei küm-
mere sich entsprechend der Lagebeurteilung um den
Schutz. Zudem habe sich die Bundesregierung im Ko-
alitionsvertrag über einen besseren Schutz der kriti-
schen Infrastruktur in Deutschland verständigt.
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Nach Debatte auf Parteitag: Grüne stimmen
Atom-Einsatzreserve zu

Die Grünen machen den Weg frei für einen Streckbetrieb der beiden süddeutschen Atomkraftwerke.
Ein Kauf von Brennstäben bleibt für die Partei aber tabu.
Die Grünen haben auf ihrem Parteitag in Bonn den
Weg frei gemacht, die beiden süddeutschen Atom-
kraftwerke Isar 2 und Neckarwestheim über den Jah-
reswechsel am Netz zu behalten. Das beschloss eine
Mehrheit der Delegierten am späten Freitagabend.

Allerdings sollen die beiden Meiler maximal bis zum
15. April amNetz bleiben. Das Atomkraftwerk Emsland
in Niedersachsen soll laut Parteitagsbeschluss dage-
gen wie geplant am 31. Dezember abgeschalten wer-
den.

Zuvor hatte Vizekanzler Robert Habeck nochmals für
die von ihm konzipierte Atom-Einsatzreserve gewor-
ben. Der Stresstest habe gezeigt, dass es im Extremfall
zu einer Stromlücke von vier bis acht Gigawatt kom-
men könne. Die beiden süddeutschen Atomkraftwer-
ke würden 0,5 Gigawatt produzieren. „Sie lösen das
Problem nicht“, sagte Habeck. Aber die Atomkraftwer-
ke könnten helfen. „Weil die Lücke so groß ist, sollten
wir diese Möglichkeit nicht von vornherein nicht aus-
schließen.“

Auch die Parteispitze hatte für den Kompromiss von
Wirtschaftsminister Habeck geworben. „Wir sind be-
reit, schwierige Wege zu gehen“, sagte Parteichefin Ri-
carda Lang. Es stündedenGrünen gut, an dieser Stelle
Verantwortung zu übernehmen.

Gleichzeitigmachte siedeutlich, dassdieEinsatzreser-
ve dermaximale Kompromiss für ihre Partei sei. Atom-
kraft sei noch immer teuer undunsicher. „NeueBrenn-
stäbe, ein Wiedereinstieg in die Atomkraft wird es mit
uns nicht geben“, sagte Lang. Schon vor demParteitag
hatte sie denKauf vonBrennelementenals „rote Linie“
für ihre Partei definiert - eine klare Absage in Richtung
der FDP, die genau das vehement fordert.

Auch Umweltminister Steffi Lemke, die auch für die
Reaktorsicherheit zuständig ist, warb für den Kompro-
miss - trotz persönlicher Bedenken. „Was der Bundes-
vorstand hier vorgelegt hat, ist eine Zumutung – auch
für mich persönlich.“ Wenn die beiden Atomkraftwer-

ke in der angespannten Lage helfen könnte, dürfe die
Partei davor nicht die Augen verschließen. Sie ver-
sprach, dass es sich um eine einmalige Verlängerung
handle. „Wir sind der Garant in der Bundesregierung,
dass wir aus der Atomkraft aussteigen.“

Andere Grünen-Mitglieder hatten dagegen vor der Ein-
satzreserve gewarnt. Ein Antrag des Kreisverbands
Friedrichshain-Kreuzberg und des grünen Urgesteins
Karl-Wilhelm Koch hatte die Partei aufgefordert, auf
den vereinbarten Atomausstieg zum Jahreswechsel
festzuhalten.

„Wer garantiert uns, dass wir den 15. April nicht auch
wieder kippen“, fragte Koch in seiner Rede gegen die
Pläne der Parteispitze. Der Atomausstieg sei müh-
sam erarbeitet worden mit den Betreibern der Mei-
ler, der Anti-AKW-Bewegung und den Menschen vor
Ort „Diesen Kompromiss geben wir jetzt auf, weil die
FDP meint, Wahlkampf machen zu müssen“, kritisier-
teKoch. Er äußerte zudemSicherheitsbedenkenange-
sichts der Sabotage-Akte auf kritische Infrastrukturen
in den vergangenen Wochen, wie die Kommunikati-
onsnetze der Bahn und auf die Nordseepipeline Nord
Stream 2.

Mit dem Beschluss ist die Zukunft der deutschen
Atomkraftwerke jedoch noch immer nicht besiegelt.
Die Ampel-Regierung hat sich seit Wochen darüber
zerstritten. Die FDP fordert den Kauf neuer Brennele-
mente und möchte alle drei Atomkraftwerke bis 2024
betreiben. Die Liberalen, die nach Wahlniederlagen in
den Ländern unter Druck stehen, argumentieren mit
den hohen Stromkosten und der Versorgungssicher-
heit.

Finanzminister und FDP-Chef Christian Lindner kriti-
sierte am Rande seiner Reise in die USA die Äußerun-
gen von Grünen-Chefin Lang. Er erwarte von allen Be-
teiligten, dass sie keine roten Linien zeichneten, „son-
dern den Horizont erweitern“, sagte er dem Fernseh-
sender Welt.
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Zuvor waren mehrere Gespräche zwischen Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD), Habeck und Lindner oh-
ne Erfolg geblieben - zuletzt am Donnerstagabend.
In der kommenden Woche wollen die Ampel-Spitzen
dem Vernehmen nach erneut verhandeln, damit ein

Gesetzentwurf ins parlamentarische Verfahren gehen
kann. Einigt sich die Ampel nicht bleibt es beim Atom-
ausstieg zum Jahreswechsel - trotz der angespannten
Energielage in diesemWinter.
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